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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 
eines Straßenbaufinanzierungsgesetzes 

— Drucksache 1247 — 

mit den Beschlüssen des Finanzausschusses 
(14. Ausschuß) 


E n t, w u 1 1 


Entwurf eines Straßenbaiifinanzieriingsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
tales das folgende Gesetz beschlossen; 


ABSCHNITT I 

Finanzierung des Ausbaues 
der Bundesfernstraßen 

Artikel 1 

Ziverkbindung des Aufkommens der Mineralölsteuer 

(1) Der auf den Kraftverkehr entfallende Teil des 
Aufkommens an Mineralölsteuer ist für Zwecke des 
Straßenwesens zu verwenden. 

(2) Zur Ermittlung der zweckgebundenen Einnah- 
men sind folgende Beträge von dem jährlichen Auf- 
kommen an Mineralölsteuer abzusetzen: 

1. ein Abgeltungs betrag von sechshundert 
Millionen Deutsche Mark; 

2. Betriebsbeihilfen für versteuertes Mineral- 
öl nach Abschnitt III Artikel 4 des Verkehrs- 
finanzgesetzes 1955 vom 6. April 1955 
(Bundesgesetzbl. I S. 166) in der Fassung 
von Artikel 7 dieses Gesetzes sowie nach 
den jeweils geltenden Bundeshaushalts- 
plänen; 

3. die für Finanzierungsbeiträge und Finan- 
zierungshilfen nach den Abschnitten V und 
VI des Verkehrsfinanzgesetzes 1955 erfor- 
derlichen Beträge, soweit sie nicht aus dem 
zweckgebundenen Mehraufkommen an Be- 
förderungsteuer nach Abschnitt VII des 
Verkehrsfinanzgesetzes 1955 gedeckt wer- 
den können. 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 

Entwurf eines Straßenbaufinanzierungsgesetzes 

Der Bundestag iutl mit Zustimmung des Bundc's- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

ABSCHNITT I 

Finanzierung des Ausbaues 
der Bundesfernstraßen 

Artikel 1 

Feststellung der Straßenbaumittel 

(1) Das Aufkommen aus der Mineralölsteuer ab- 
züglich der in Absatz 2 genannten Beträge dient 
nach Maßgabe des Artikels 3 dem Straßenwesen 
(Straßenbaumittel). 

(2) Abzusetzen sind jährlich folgende Beträge: 

1. unverändert 

2. unverändert 


3. unverändert 
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Artikel 2 

Vorfinanzierung 

Soweit die Straßenbaumittel nach Artikel 1 dieses 
Gesetzes für die Durchführung eines mehrjährigen 
Straßenbauplanes (Artikel 3) nicht ausredchen, kann 
der Bundesminister der Finanzen im Vorgriff auf das 
zweckgebundene Aufkommen an Mineralölsteuer in 
späteren Rechnungsjahren Kredite bis zum Betrage 
von einer Milliarde Deutsche Mark aufnehmen. 


Artikel 2 

Vorfinanzierung 

Soweit die Straßenbaumittel für die Durchführung 
eines mehrjährigen Straßenbauplanes (Artikel 3) 
nicht ausreichen, kann der Bundesminister der Fi- 
nanzen im Vorgriff auf das nach Artikel 1 dem 
Straßenwesen dienende Aufkommen an Mineralöl- 
steuer in späteren Rechnungsjahren Kredite bis zum 
Betrage von einer Milliarde Deutsche Mark aufneh- 
men. 


Artlkel3 Artikel3 

Verwendung der Straßenbaumittel unverändert 

(1) über die Verwendung der Straßenbaumittel 
ist ein Straßenbauplan als Anlage zum Bundeshaus- 
haltsplan aufzustellen. 

(2) Der Straßenbauplan umfaßt 

1. die Mittel für Unterhaltung, Erweiterung, 

Ausbau und Neubau der Bundesfern- 
straßen, die Mittel für den Erwerb von 
Grundstücken für Straßenbauzwecke, für 
Straßenbauforschung, für Zuwendungen an 
fremde Baulastträger und sonstige durch 
den Straßenbau Betroffene sowie für andere 
Zwecke des Straßenwesens; 

2. die Kosten, Zinsen und Tilgungsbeträge 
für Anleihen und sonstige Schuldverbind- 
bindlichkeiten, deren Erträge für Zwecke 
des Straßenwesens verwendet worden sind 
oder verwendet werden; 

3. die Leistungen an andere Stellen, die für 
Rechnung des Bundes Straßenbauaufgaben 
ausführen; 

4. die Zahlungen auf Grund von Verpflich- 
tungen aus Sicherheitsleistungen und Ge- 
währleistungen, die für Zwecke des 
Straßenwesens übernommen worden sind 
oder übernommen werden; 

5. sonstige erforderliche Angaben über die 
Verwendung von Straßenbaumitteln. 

(3) Der Straßenbauplan kann für mehrere Rech- 
nungsjahre aufgestellt werden. Der Bundesminister 
für Verkehr kann in diesem Falle mit Zustimmung 
des Bundesministers der Finanzen im Rahmen der 
für den Straßenbau bewilligten Mittel Straßenbau- 
maßnahmen, die im Straßenbaupian erst für ein 
späteres Rechnungsjahr vorgesehen sind, an Stelle 
der im laufenden Rechnungsjahr veranschlagten Vor- 
haben ausführen lassen. 

(4) Die Vorsdiriften über die Aufstellung und 
Feststellung des Bundeshaushaltsplans gelten sinn- 
gemäß für den Straßenbauplan. 
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ABSCHNITT II 

Änderung mineralölsteuerrechtlicher 
Vorschriften 

Artikel 4 

Änderung von Steuersätzen 

ln § 2 Abs. 1 des Mineralösteuergesetzes in der 
Fassung vom 5. Dezember 1957 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1833) in der Fassung von Artikel 1 Dritter Ab- 
schnitt Nummer 2 der Verordnung zur Anpassung 
von Verbrauchsteuergesetzen und von Durchfüh- 
rungsverordnungen zu Verbrauchsteuergesetzen an 
den Zolltarif 1958 vom 2. Januar 1958 (Bundesge- 
selzbl. I S. 3) werden ersetzt: 


f. unter Nummer 1 Buchstabe a die Zahl 

„29,75" durch „31—'' 

2. unter Nummer 1 Buchstabe b Doppel- 
buchstaben aa, bb und dd jeweils die 

Zahl „17,60" durch „18,85'' 

3. unter Nummer 1 Buchstabe b Doppel- 
buchstabe cc die Zahl „21,75" durch . . „23 ,- — " 

4. unter Nummer 1 Buchstabe c die Zahl 

„14,—" durch ,22,75" 

5. unter Nummer 1 Buchstabe d die Zahl 

„18,05" durch „22,75" 

6. unter Nummer 1 Buchstabe e Doppel- 

buchstaben aa und bb jeweils die Zahl 
„11,75" durch 16,45" 

7. unter Nummer 2 die Zahl „24,75" durch „26, — " 

8. unter Nummer 4 Buchstabe a die Zahl 

„12,75" durch „14—" 

9. unter Nummer 4 Buchstabe b die Zahl 

„17,—" durch „18,25". 


[j '* s <■ h 1 u s s (' fl r s 1 J. A 1 1 s s < li n s s f' s 

ABSCHNITT II 

Änderung mineralölsteuerrechtlicher 
Vorschriften 

Artikel 4 

Änderung des Mineralölsteuergesetzes 

Das Mineralölsteuergesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 5. Dezember 1957 (Bundesge- 
setzbl. I S. 1833), der Verordnung zur Anpassung 
von Verbrauchsteuergesetzen und von Durchfüh- 
rungsverordnungen zu Verbrauchsteuergesetzen an 
den Zolltarif 1958 vom 2. Januar 1958 (Bundesge- 
setzbl. I S. 3) und der Verordnung zur Anpassung 
von Verbrauchsteuergesetzen und von Durchfüh- 
rungsverordnungen zu Verbrauchsteuergesetzen an 
den Deutschen Zolltarif 1959 vom 2. Januar 1959 
(Bundesgesetzbl. I S. 5) wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 Abs. 2 und in § 2 Abs. 1 wird jeweils die 
^ Nummer 3 gestrichen. Nummer 4 der alten Fas- 
sung wird Nummer 3. 

2. § 1 Abs. 3 erhält die folgende Fassung: 

^ „(3) Der Mineralölsteuer unterliegt auch der 

Mineralölanteil in Schmiermitteln der Nummern 
27.10 - B - 1 - b und 34.03 - A - 1 - b und B des Zoll- 
tarifSr die in das Erhebungsgebiet eingeführt 
oder aus dem freien Verkehr des Zollgebiets 
zum Zollverkehr abgefertigt werden, sowie in 
mineralölhaltigen Additives der Nummer 38.14 
-B des Zolltarifs, die in das Erhebungsgebiet 
eingeführt und nicht unmittelbar im Anschluß an 
die Einfuhr in einen Mineralölherstellungsbe- 
trieb oder ein Steuerlager verbracht werden." 


3. In § 2 Abs. 1 werden ersetzt: 

^ a) unter Nummer 1 Buchstabe a die 

Zahl „29,75" durch 31,25", 

b) unter Nummer 1 Buchstabe b Dop- 
pelbuchstaben aa, bb und dd jeweils 

die Zahl „17,60" durch 19,10", 

c) unter Nummer 1 Buchstabe b Dop- 
pelbuchstabe cc die Zahl „21,75" 

durch „23,25", 

d) unter Nummer 1 Buchstabe c die Zahl 

„14, — " durch „22,75", 

e) unter Nummer 1 Buchstabe d die Zahl 

„18,05" durch „22,75", 

f) unter Nummer 1 Buchstabe e Dop- 
pelbuchstaben aa und bb jeweils die 

Zahl „11,75" durch ,16,45", 

g) unter Nummer 2 die Zahl „24,75" 

durch 26,—", 

h) unter Nummer 4 Buchstabe a die Zahl 

„12,75" durch „14,25", 

i) unter Nummer 4 Buchstabe b die Zahl 

„17, — " durch „18,50". 
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4. § 7 erhält den folgenden neuen Absatz 4: 

^ „(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten auch für die 

Anteilsteuer nach § 1 Abs. 3," 

5. § 8 erhält folgende Fassung: 

♦ .§ 8 

(1) Mineralöl darf unversteuert unter Steuer- 
aufsicht 

1. aus dem Erhebungsgebiet ausgeführt 
oder zum Zollverkelir abgefertigt, 

2. zur weiteren Bearbeitung in einen 
Herstellungsbetrieb verbracht 

werden. 

(2) Heizöle und Flüssiggase dürfen unter 
Steueraufsicht unversteuert zum Antrieb von 
Gasturbinen in ortsfesten Anlagen zur Strom- 
erzeugung und zum unmittelbaren Verheizen, 
Flüssiggase auch zur Gewinnung von Licht ver- 
wendet werden. Heizöle im Sinne dieser Bestim- 
mung sind die Schweröle und Reinigungs- 
extrakte mit einem Flammpunkt im geschlosse- 
nen Tiegel über 55 °C, bei deren Destillation 
nach DIN 51 752 bis 250 weniger als 40 
Raumhundertteile übergehen. 

(3) Im übrigen darf Mineralöl unter Steuer- 
aufsicht unversteuert verwendet werden 

1. als Probe zu Untersuchungszwecken, 

2. als Luftfahrtbetriebsstoff im zivilen 
Luftverkehr, 

3. zu gewerblichen Zwecken, jedoch nicht 

a) als Treib- oder Schmierstoff oder 
zur Herstellung solcher Stoffe, 

b) zum Verheizen, 

c) zum Antrieb von Gasturbinen. 

(4) Wer in den Fällen der Absätze 2 und 3 
vorsätzlich steuerbegünstigte Mineralöle zu an- 
deren als den begünstigten Zwecken verwendet, 
wird von der Begünstigung ausgeschlossen. Der 
Ausschluß erfolgt für ein Jahr, im Wiederho- 
lungsfälle nach der Wiederzulassung unbefristet. 
In diesem Falle ist eine Wiederzulassung frühe- 
stens nach fünf Jahren möglich, wenn dann ge- 
gen die Zuverlässigkeit des Antragstellers keine 
Bedenken mehr bestehen. 

(5) Wer Mineralöl nach Absatz 2 oder 3 
steuerbegünstigt verwenden will, bedarf der Er- 
laubnis, Die Erlaubnis kann versagt oder ent- 
zogen werden, wenn und solange aus anderen 
als den im Absatz 4 genannten Gründen schwer- 
wiegende Bedenken gegen die steuerliche Zu- 
verlässigkeit des Verwenders bestehen." 

6. § 11 erhält die folgende Fassung: 

♦ .§11 

Die Mineralöisteuer wird auf Antrag vergütet 
für Mineralöl, das im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes zur Herstellung von Schmiermitteln (§ 1 
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Artikel 5 

Bedingte Steuerschulden 

Bedingte Steuerschulden für die von der Steuer- 
erhöhung nach Artikel 4 betroffenen Mineralöle er- 
höhen sich mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes auf 
den Betrag, der sich bei Anwendung der Steuersätze 
des Artikels 4 ergibt. 


Artikel 6 

Nachversteuerung 

(1) Die von der Steuerhöhung nach Artikel 4 be- 
troffenen Mineralöle, für die beim Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes eine unbedingte Steuerschuld besteh! 
oder Mineralölsteuer bereits entrichtet worden ist, 
unterliegen einer Nachsteuer. 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 

Abs. 3) verbraucht worden ist, wenn die Schmier- 
mittel ausgeführt oder zum Zollverkehr abgefer- 
tigt werden. Eine Vergütung wird nicht gewährt 
für Mineralöl, das bei der Herstellung der 
Schmiermittel als Treibstoff, Schmierstoff oder 
zum Heizen verbraucht worden ist." 

7. Die Überschrift vor § 12 erhält die Fassung: 

^ „Verkehrs- und Verwendungsbeschränkung, 
Steueraufsicht" ; 

dem § 12 werden die folgenden neuen Absätze 3 
und 4 an gefügt: 

„(3) Mineralölhaltige Additives der Num- 
mer 38.14 -B des Zolltarifs, die im Erhebungs- 
gebiet unter Verbrauch unversteuerten Mineral- 
öls hergestellt worden sind, dürfen an andere 
Empfänger als Mineralölherstellungsbetriebe 
oder -steuerlager nur abgegeben werden, wenn 
für den Mineralölanteil die Steuer nach dem zu- 
treffenden Steuersatz des § 2 entrichtet wird. 
Die Steuerschuld entsteht mit der Abgabe; 
Steuerschuldner ist der Lieferer. 

(4) Im übrigen dürfen mineralölhaltige Wa- 
ren, die im Erhebungsgebiet unter Verbrauch un- 
versteuerten Mineralöls hergestellt oder in das 
Erhebungsgebiet ohne Anteilsbesteuerung nach 
§ 1 Abs. 3 eingeführt worden sind, nicht als 
Treib- oder Schmierstoff oder zur Herstellung 
solcher Stoffe verwendet werden. Wird dagegen 
verstoßen, so entsteht für den Mineralölanteil in 
diesen Waren eine Steuerschuld nach dem zehn- 
fachen zutreffenden Steuersatz des § 2." 

8. In § 15 Abs. 2 werden ersetzt 

^ a) in Nummer 1 „§ 8 Abs. 1 und 2 und § 10" 
durch „§ 1 Abs. 3, §§ 8, 10, 11 und 12", 

b) in Nummer 5 „§ 1 Abs. 3, § 7 Abs. 3, § 8 
Abs. 3 und § 11 dieses Gesetzes sowie" durch 
„§ 7 Abs. 3 dieses Gesetzes und". 

Artikel 5 

Bedingte Steuerschulden 

Bedingte Steuerschulden für die von der Steuer- 
erhöhung nach Artikel 4 Nr. 3 betroffenen Mineral- 
öle erhöhen sich mit dem Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes auf den Betrag, der sich bei Anwendung der 
Steuersätze nach Artikel 4 Nr. 3 ergibt. Bedingte 
Steuerschulden für die in § 1 Abs. 2 Nr. 3 der alten 
Fassung des Mineralölsteuergesetzes genannten 
Waren fallen beim Inkrafttreten dieses Gesetzes 
weg. 

Artikel (3 

Nachversteuerung 

(1) unverändert 
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(2) Die Nachsteuer beträgt für 100 kg 


1. Leichtöle und Flüssiggase . . 1,25 DM 

2. mittelschwere öle 8,75 DM 

3. Gasöle 4,70 DM 

4. der unter § 2 Abs. 1 Nr. 2 des 

Mineralölsteuergesetzes fallen- 
den Erzeugnisse 1,25 DM. 


(3) Die Steuerschuld entsteht mit dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes. Steuerschuldner ist, wer die 
Mineralöle beim Inkrafttreten dieses Gesetzes be- 
sitzt. Bei Beständen, die sich in diesem Zeitpunkt im 
Versand befinden, geht die Steuerschuld mit dem 
Übergang des Besitzes auf den Empfänger über. 

(4) Von der Nachsteuer befreit ist Mineralöl im 
Besitz eines Endverbrauchers in einer Menge, die dem 
Durchschnitt des Monatsverbrauchs in den letzten 
drei Kalendermonaten vor dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes entspricht. Endverbraucher ist, wer das 
Mineralöl ausschließlich für eigene Zwecke unmittel- 
bar verbraucht oder im eigenen Betrieb zu anderen 
Erzeugnissen als Mineralölen verarbeitet. 

(5) Der Steuerschuldner hat das Mineralöl binnen 
zwei Wochen nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
oder nach dem Empfang schriftlich der zuständigen 
Zollstelle anzumelden. Die Steuer ist ohne Anforde- 
rung zwei Wochen nach der Anmeldung, im Falle 
nicht ordnungsmäßiger Anmeldung mit dem Ablauf 
der Anmeldefrist fällig. 

(6) Der Bundesminister der Finanzen wird ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustim- 
mung des Bundesrates bedarf, das Nähere zur Durch- 
führung der Vorschriften der Absätze 1 bis 5, insbe- 
sondere über das anzuwendende Verfahren, zu be- 
stimmen. 

Artikel 7 

Änderung der Betriebsbeihilfen 

Abschnitt III Artikel 4 des Verkehrsfinanzgeset- 
zes 1955 vom 6. April 1955 (Bundesgesetzbl. I 
S. 166) wird wie folgt geändert: 

1. In Absatz 1 werden in Ziffer 2 hinter dem Wort 
^ „Arbeitsmaschinen" die Worte „und Diesel- 
lokomotiven" eingefügt; 

2. in Absatz 1 wird die bisherige Ziffer 5 gestri- 
^ chen und durch folgende neue Ziffer 5 ersetzt: 

„5. Fahrzeugen der Binnen-, Küsten- und Hoch- 
seefischerei und der Binnen-, Küsten- und 
Hochseeschiffahrt für den Betrieb von Schiffs- 
motoren. Insoweit bleibt die Ermächtigung 
der Bundesregierung oder des Bundesmini- 
sters der Finanzen zum Erlaß von Vorschrif- 
ten zur Verbilligung von Dieselkraftstoff 
(Gasöl) nach § 2 Abs, 2 des Gesetzes zur 
Aufhebung und Ergänzung von Vorschriften 
auf dem Gebiet der Mineralölwirtschaft vom 
31. Mai 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 371) un- 
berührt." ; 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 

(2) Die Nachsteuer beträgt für 100 kg 

1. Leichtöle und Flüssiggase . 1,50 DM 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 

(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) u n V e r ä n d e r t 


(6) unverändert 


Artikel 7 

Änderung der Betriebsbeihilfen 

Abschnitt III Artikel 4 des Verkehrsfinanzgeset- 
zes 1955 vom 6. April 1955 (Bundesgesetzbl. I 
S. 166) wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 

2. unverändert 
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Beschlüsse des 14. Ausschusses 


3. in Absatz 1 wird hinter Ziffer 5 als Satz 2 ein^ 
gefügt: 

„Als Arbeitsmaschinen im Sinne der Ziffern 1 
und 2 gelten auch Kraftfahrzeuge, die nach ihrer 
Bauart und ihren besonderen mit dem Fahrzeug 
fest verbundenen Einrichtungen zur Leistung 
von Arbeit, nicht dagegen zur Beförderung von 
Personen oder Gütern geeignet sind."-, 


‘3. in Absatz 1 wird hinter Ziffer 5 als Satz 2 ein- 
♦ gefügt; 

„Als Arbeitsmaschinen im Sinne der Ziffern 1 
und 2 gelten auch Krafifahrzeuge, die nach ihrer 
Bauart und ihren besonderen, mit dem Fahrzeug 
fest verbundenen Einrichtungen zur Leistung 
von Arbeit oder zum Transport von Gütern im 
innerbetrieblichen Verkehr verwendet werden 
und zum Verkehr auf öffentlichen Straßen nicht 
zugelassen sind.“; 


4. in Absatz 3 erhält Satz 3 folgende Fassung: 
„Dabei werden für je 100 kg des Verbrauchs 

1. im Falle des Absatzes 1 

Ziffer 1 22,75 DM, 

2. in den Fällen des Absatzes 1 

Ziffern 2 bis 4 16,45 DM 

angesetzt." ; 

5. Absatz 5 entfällt. 

♦ 


ABSCHNITT III 

Änderung des Kraftfahrzeugsteuerrechts 

Artikel 8 

Änderung des Kraftfahrzeugsteuergesetzes 

§ 11 Abs. 1 und 2 des Kraftfahrzeugsteuergeset- 
zes in der Fassung vom 30. Juni 1955 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 417) werden wie folgt geändert: 

1. In Absatz 1 erhalten die Nummern 4 und 5 die 
folgende Fassung; 

je 200 
Kilogramm 
Gesamtgewicht 
oder einen Teil 
davon 

DM 

„4. Doppeldeckomnibusse und Gelenk- 
omnibusse, die ausschließlich im 
Orfslinienverkehr verwendet wer- 
den 22,50 


5. alle anderen Fahrzeuge von dem 
Gesamtgewicht 






bis 

zu 

2 

000 

kg 

. 22,— 

über 

2 

000 

kg 

bis 

zu 

3 

000 

kg 

. 23,50 

über 

3 

000 

kg 

bis 

zu 

4 

000 

kg 

. 25,— 

über 

4 

000 

kg 

bis 

zu 

5 

000 

kg 

. 26,50 

über 

5 

000 

kg 

bis 

zu 

6 

000 

kg 

. 28,— 

über 

6 

000 

kg 

bis 

zu 

7 

000 

kg 

. 29,50 

über 

7 

000 

kg 

bis 

zu 

8 

000 

kg 

. 31,— 

über 

8 

000 

kg 

bis 

zu 

9 

000 

kg 

. 32,50 

über 

9 

000 

kg 

bis 

zu 

10 

000 

kg 

. 34,— 

über 

10 

000 

kg 

bis 

zu 

11 

000 

kg 

. 35,50 

über 

11 

000 

kg 

bis 

zu 

12 

000 

kg 

. 37,— 


4. in Absatz 3 erhält Satz 3 foigende Fassung: 

^ „Dabei werden für jo 100 kg des Verbrauchs 

1. in den Fällen des Absatzes 1 

Ziffern 1 und 3 22,75 DM, 

2. in den Fällen des Absatzes 1 

Ziffern 2 und 4 16,45 DM 

angesetzt.'' ; 

5. unverändert 


ABSCHNITT III 

Änderung des Kraftfahrzeugsteuerrechts 

Artikel 8 

Änderung des Kraftfahrzeugsteuergesetzes 

§ 11 Abs. 1 bis 3 des Kraftfahrzeugsteuergeset- 
zes in der Fassung vom 30. Juni 1955 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 417) werden wie folgt geändert: 

1. In Absatz 1 erhalten die Nummern 4 und 5 die 
^ folgende Fassung: 

jo 200 
Kiiogrnnim 
CJesamtgow iciit 
oder einen l'cil 
davon 

DM 

„4. Doppeldeckomnibusse und Gelenk- 
omnibusse, die ausschließlich im 
Linienverkehr verwendet werden . 22,50 

5. unverändert 
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über 

12 000 

kg 

bis 

zu 

13 000 

kg 

. 38,50 

über 

13 000 

kg 

bis 

zu 

14 000 

kg 

. 40,— 

über 

14 000 

kg 

bis 

zu 

15 000 

kg 

. 41,50 

über 

15 000 

kg 

bis 

zu 

16 000 

kg 

. 43,— 

über 

16 000 

kg 

bis 

zu 

17 000 

kg 

. 44,50 

über 

17 000 

kg 

bis 

zu 

18 000 

kg 

. 46,— 

über 

18 000 

kg 

bis 

zu 

19 000 

kg 

. 47,50 

über 

19 000 

kg 

bis 

zu 

20 000 

kg 

. 49,— 

über 

20 000 

kg 

bis 

zu 

21 000 

kg 

. 50,50 

über 

21 000 

kg 

bis 

zu 

22 000 

kg 

. 52,- 

über 

22 000 

kg 

bis 

zu 

23 000 

kg 

. 53,50 

über 

23 000 

kg 

bis 

zu 

24 000 

kg 

. 55,— 

über 

24 000 

kg 





. 56,50. 


2. In 

♦ 

a) 


b) für Sattel- Anhänger;" ; 


Absatz 2 2. unverändert 

werden die Nummern 1 und 2 durch die fol- 
gende neue Nummer 1 ersetzt: 

„l.um 25 vom Hundert des Betrages, der 
sich nach Absatz 1 Nummer 5 ergibt, 

a) für Kraftomnibusse, die überwiegend 
im Linienverkehr verwendet werden. 


b) erhält die bisherige Nummer 3 die Num- 
mer 2. Dabei werden in Buchstabe a hinter 
den Worten „für Kraftfahrzeug- Anhänger" 
die Worte „zur Durchführung von Schwer- 
und Großraumtransporten" eingefügt. 


3. Absatz 3 wird gestrichen. 

♦ 


Artikel9 Artikei9 

Übergangsvorschrift unverändert 

für die Erhebung der Kraftfahrzeugsteuer 

(1) Ist die Kraftfahrzeugsteuer für einen Zeit- 
raum entrichtet, der vor dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes beginnt und innerhalb zweier Monate 
nach dem Inkrafttreten endet, so wird der Mehr- 
betrag nicht erhoben. Endet der Zeitraum später 
als zwei Monate nach dem Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes, so ist der Mehrbetrag innerhalb eines Mo- 
nats, vom Inkrafttreten dieses Gesetzes gerechnet, 
zu entrichten. Bei der Berechnung des Mehrbetrages 
bleiben Aufgelder unberücksichtigt. Es werden nur 
volle, zwei Monate nach dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes liegende Monate angesetzt. Mehrbeträge 
unter fünf Deutsche Mark werden nicht erhoben. 

(2) Ist die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes ent- 
richtete Kraftfahrzeugsteuer höher als die nach 
diesem Gesetz geschuldete Steuer, so wird der 
Unterschiedsbetrag nur erstattet, soweit er auf die 
Zeit nach Ablauf von zwei Monaten, vom Inkraft- 
treten dieses Gesetzes gerechnet, entfällt. Bei der 
Berechnung des Unterschiedsbetrages bleiben Auf- 
gelder unberücksichtigt. Es werden nur volle Mo- 
nate angesetzt. Unterschiedsbeträge unter fünf 
Deutsche Mark werden nicht erstattet. 
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E n t w u r f 

ABSCHNITT IV 

Geltung im Land Berlin 


Artikel 10 

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 
Abs. 1 und § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungs- 
gesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1) auch im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die 
auf Grund dieses Gesetzes erlassen werden, gelten 
im Land Berlin nach § 14 des Dritten Überleitungs- 
gesetzes. 

(2) Artikel I Nr. 2 des Gesetzes des Landes Ber- 
lin zur Änderung des Kraftfahrzeugsteuergesetzes 
vom 3. August 1950 (Verordnungsblatt für Groß- 
Berlin I S. 379) bleibt unberührt. 


ABSCHNITT V 

Übergangsregelung 

Artikel 11 

Straßenbauplan 

(1) Tritt dieses Gesetz während eines Rechnungs- 
jahres in Kraft, für das bereits ein Straßenbauplan 
als Anlage zum Bundeshaushaltsplan vorliegt, gilt 
dieser Straßenbauplan als Straßenbauplan im Sinne 
dieses Gesetzes. 

(2) Das Mehraufkommen aus der Erhöhung der 
Mineralölsteuer nach Artikel 4 dieses Gesetzes ist 
für Maßnahmen des Straßenbauplans nach Ab- 
satz 1 zu verwenden. 

(3) Der Bundesminister der Finanzen wird er- 
mächtigt, Ausgaben, die im Straßenbauplan vor- 
behaltlich einer Deckung durch ein Straßenbau- 
finanzierungsgesetz bewilligt sind, zuzustimmen, 
soweit Einnahmen nach Artikel 1 und 2 dieses Ge- 
setzes zur Verfügung stehen. 


Artikel 12 

Abwicklung von Ausgaberesten 

(1) Ausgabereste aus früheren Rechnungsjahren, 
für die Fortsetzungsraten im Straßenbauplan nicht 
vorgesehen sind, werden außerhalb des Straßen- 
bauplans zu Lasten der allgemeinen Haushaltsmit- 
tel abgewickelt. 

(2) Vor Inkrafttreten dieses Gesetzes überplan- 
mäßig oder außerplanmäßig bereitgestellte Mittel 
zur Durchführung von Straßenbaumaßnahmen sind 
aus den nach Artikel 1 und 2 dieses Gesetzes 
zweckgebundenen Mitteln zu decken. 


B p s r h ] u s s p d PS 14- A i.i s s r b u s s p r- 

ABSCHNITT IV 

Geltung im Land Berlin 

Artikel 10 
unverändert 


ABSCHNITT V 

Ubergangsregelung 

Artikel 11 
entfällt 


Artikel 12 

Abwicklung von Ausgaberesten 

(1) unverändert 


(2) Vor Inkrafttreten dieses Gesetzes überplan- 
mäßig oder außerplanmäßig bereitgestellte Mittel 
zur Durchführung von Straßenbaumaßnahmen sind 
aus den nach Artikel 1 und 2 dem Straßenwesen 
dienenden Mitteln zu decken. 
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Entwurf 

ABSCHNITT VI 

Schlußvorschriften 


Artikel 13 

Änderung des Verkehrsfinanzgesetzes 1955 

Abschnitt VII des Verkehrsfinanzgesetzes 1955 
vom 6. April 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 166) tritt, 
soweit er sich auf das Mehraufkommen aus der 
Mineralölsteuer sowie auf die Verwendung dieses 
Mehraufkommens durch Abschnitt III Artikel 4 und 
Abschnitt IV Artikel 2 bezieht, mit Beginn des 
Rechnungsjahres 1960 außer Kraft. 


Artikel 14 

Inkrafttreten 

(1) Die Artikel 1, 3, 12 Abs. 1 und Artikel 13 
treten mit Beginn des Rechnungsjahres 1960, die 
Artikel 4 bis 9 am 1. Januar 1960 in Kraft. Die 
übrigen Vorschriften treten am Tage nach der Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) § 20 des Gesetzes über die Feststellung des 
Bundeshaushaltsplans für das Rechnungsjahr 1959 
vom . . . Juli 1959 (Bundesgesetzbl. IS....) tritt 
am Tage nach der Verkündung dieses Gesetzes 
außer Kraft. 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 

ABSCHNITT VI 

Schlußvorschriften 

Artikel 13 

Änderung des Verkehrsfinanzgesetzes 1955 

Abschnitt VII des Verkehrsfinanzgesetzes 1955 
vom 6. April 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 166) tritt, 
soweit er sich auf das Mehraufkommen aus der 
Mineralölsteuer sowie auf die Verwendung dieses 
Mehraufkommens durch Abschnitt III Artikel 4 und 
Abschnitt IV Artikel 2 bezieht, außer Kraft. 


Artikel 14 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt, soweit nicht in Absatz 2 
etwas anderes bestimmt ist, am 1. April 1960 in 
Kraft. 


(2) § 8 Abs. 2 des Mineralölsteuergesetzes in der 
Fassung des Artikels 4 Nr. 5 tritt, soweit darin die 
steuerbegünstigte Verwendung von Heizöl zum An- 
trieb von Gasturbinen in ortsfesten Anlagen zur 
Stromerzeugung zugelassen wird, mit Wirkung vom 
1. Oktober 1959 in Kraft. 



